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Vorwort

Das anwaltliche GebÅhrenrecht ist schon ein eigenes Rechtsgebiet. Es gehÇrt zum
Handwerkszeug eines jeden Rechtanwaltes. Dieses Buch soll „Kochbuch“ fÅr den
Praktiker sein, also AusbildungslektÅre, Bedienungsanleitung, Tipp-Geber und
Nachschlagewerk in einem. Ausgerichtet an den BedÅrfnissen des Zivilrechtlers
und seiner Kanzlei werden Hinweise zur Rechnungsstellung, zur Durchsetzung von
VergÅtungsansprÅchen zur Berechnung der RVG-GebÅhren mit Beispielen und
zahlreiche Åbliche Streitwerte aus dem Miet- und WEG Recht erkl!rt.

Die neue Auflage enth!lt nach wie vor das Grundwissen und viele nÅtzliche Hin-
weise zur Abrechnung und zur Durchsetzung von GebÅhrenforderungen. Mei-
nungsstreitigkeiten sind meist auf die herrschende Meinung und die Anforderungen
der Rechtsprechung reduziert. Die Rechtsprechungshinweise sind so gefasst, dass
sie allein mit Hilfe des Internets nachvollziehbar sind. Der Zugang zu bezahlpflich-
tigen Rechtsprechungsdatenbanken oder Zeitschriftenabos ist meist nicht nÇtig.

Neu ist die Einarbeitung der neuen Vorschriften zum KostR$G 2021, der WEG-
Reform, der Reform des Inkassorechtes und einiger anderer Gesetzes!nderungen.
Selbstverst!ndlich hat auch das eine oder andere neue Urteil seinen Weg in dieses
Buch gefunden.

Geblieben sind die Komplexe zu den Grunds!tzen der VergÅtung mit Hinweisen
zur Abrechnung, PKH und Beratungshilfe, Umgang mit Rechtsschutzversicherern,
zu den abrechenbaren GebÅhren vorgerichtlich und gerichtlich mit Beispielen fÅr
unterschiedliche Prozesskonstellationen nach dem neuen Kostenrecht und die
StreitwertÅbersicht fÅr Mietrechts- und WEG-F!lle.

"bernommen habe ich auch die Erkl!rung mit zahlreichen Beispielen, Mustervor-
lagen und Hinweise auf praktische Stolperfallen und Vorkehrungen. Enthalten ist
auch eine GebÅhrentabelle und eine Tabelle mit den Betr!gen, die ein Rechtsanwalt
Åber die gew!hrte Prozesskostenhilfe hinaus verlangen kann, ohne eine Minderung
der PKH befÅrchten zu mÅssen. Kurz: ein nÅtzlicher Begleiter im Kanzleialltag.

Berlin, im April 2021 Grit Andersch
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§ 1 Allgemeine Bestimmungen des
VergÅtungsrechtes

A. Grunds!tze der VergÅtung des Rechtsanwalts

I. Entstehung des GebÅhrenrechts

Bereits im Rahmen der Gesetzgebungsverfahren zur GrÅndung des deutschen Rei-
ches wurde im Jahr 1879 mit der GebÅhrenordnung fÅr Rechtsanw!lte eine Nor-
mierung der RechtsanwaltsgebÅhren vorgenommen. Die damalige GebÅhrenord-
nung kannte bereits die gegenstandswertabh!ngige Berechnung der GebÅhren,1 die
Unterteilung von Prozess-, Verhandlungs- und VergleichsgebÅhren und die Abstu-
fung der GebÅhren bei bestimmten Handlungen. Sie galt jedoch nur fÅr Verfahren
im Zivilprozess, in Verfahren nach der Konkursordnung und in Strafverfahren.

Die GebÅhrenordnung wurde am 26.7.1957 durch die BRAGO abgelÇst. Dies er-
streckte sich auf weitere Rechtsgebiete und nahm auch die Regelung der vor-
gerichtlichen Kosten in den GebÅhrenkatalog auf.

Mit der EinfÅhrung des RVG am 1.1.2004 wurde das GebÅhrenrecht neu aufberei-
tet. Die vormals in Zehnteln angegebenen GebÅhren wurden zu Dezimalzahlen und
die HÇhe der einzelnen GebÅhren wurde neu strukturiert. Die in der BRAGO gere-
gelte GebÅhr fÅr die Beratung wurde ab 2007 gestrichen und dem Anwalt die
Pflicht zur Verhandlung auferlegt. Die BeweisgebÅhr, die seit der GebÅhrenord-
nung fÅr Rechtsanw!lte bekannt war,2 wurde nahezu abgeschafft. Die Pflicht zur
Aufkl!rung des Mandanten Åber die Abrechnung nach Gegenstandswerten wurde
eingefÅhrt.

Allen GebÅhrenordnungen gemeinsam ist stets der Gedanke der Mischkalkulation.
Mit Streitigkeiten Åber hohe Gegenstandswerte sollen Streitigkeiten zu geringeren
Gegenstandswerten querfinanziert werden. Dass dabei Rechtsgebiete auftreten, bei
denen geringe Gegenstandswerte bei hohem Arbeitsaufwand die Regel sind, blieb
leider unberÅcksichtigt, sodass eine Spezialisierung auf diese Rechtsgebiete regel-
m!ßig unlukrativ ist. Bei zukÅnftigen $nderungen besteht noch Nachbesserungs-
bedarf.

II. Der VergÅtungsanspruch

Das RVG regelt im Wesentlichen den Umfang der anwaltlichen VergÅtung. Nicht
geregelt ist die Anspruchsgrundlage. Sie wird schlicht vorausgesetzt und muss sich

§ 1
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1 Vgl. § 9 VergÅtungsordnung der Rechtsanw!lte, (https://de.wikisource.org/wiki/GebÅrenord-
nung_fÅr_Rechtsanw!lte).

2 Vgl. § 13 VergÅtungsordnung der Rechtsanw!lte (https://de.wikisource.org/wiki/GebÅrenord-
nung_fÅr_Rechtsanw!lte).
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aus anderen Regeln ergeben. Rechtsgrundlagen sind hier der Anwaltsvertrag und
die Beiordnung.

1. Anwaltsvertrag

Der Anwaltsvertrag kommt nach den allgemeinen zivilrechtlichen Regeln Åber den
Vertragsschluss zustande. Vertragspartner sind in der Regel der Mandant und der
Rechtsanwalt bzw. die von ihm vertretenen Rechtspersonen. Auch ein Vertrag zu-
gunsten Dritter ist denkbar.

Es handelt sich in den meisten F!llen um einen Dienstvertrag nach § 611 BGB. Ge-
rade bei der Prozessvertretung haftet der Rechtsanwalt nicht fÅr den Erfolg, son-
dern hat nur Pflichtverletzungen im Rahmen der ProzessfÅhrung zu vertreten. Aber
auch ein Werkvertrag im Sinne des § 631 BGB ist denkbar, wenn der Anwalt einen
bestimmten Erfolg, wie etwa die Erstellung eines Gutachtens, schuldet.3

Der Anwaltsvertrag ist nicht formbedÅrftig. Er kann auch konkludent geschlossen
werden. So ist stets bei der Annahme einer Beratungsanfrage bereits der Vertrags-
abschluss erfolgt. Zu beachten ist aber, dass eine GebÅhrenvereinbarung nach § 3a
RVG der Textform bedarf und nicht in der Vollmacht enthalten sein darf.

Der Rechtsanwalt ist bei der Annahme des Vertragsangebotes frei. Es ist also
durchaus zul!ssig, die Annahme unangenehmer Mandate von der Zahlung einer
Åberdurchschnittlich hohen VergÅtung abh!ngig zu machen. Die Gefahr einer Ge-
bÅhrenÅberhebung nach § 352 StGB liegt nicht vor, wenn der Rechtsanwalt auf
Grundlage einer Honorarvereinbarung abrechnet, selbst wenn diese deutlich Åber
den gesetzlichen GebÅhren liegt. Dies gilt sogar dann, wenn die GebÅhrenforde-
rung dermaßen ÅberhÇht ist, dass sie nach § 138 BGB sittenwidrig ist.4 Bis zum
fÅnf- bis sechsfachen der gesetzlichen GebÅhren ist nicht von einer Sittenwidrigkeit
auszugehen.5 Es kommt dabei darauf an, ob sich aus Arbeitsaufwand und Stunden-
honorar ein angemessenes Honorar ergibt. So ist bei kleineren und mittleren Streit-
werten auch bei "berschreiten der gesetzlichen GebÅhren um ein Vielfaches bei
entsprechendem Aufwand noch keine Sittenwidrigkeit gegeben. Andererseits kann
schon ein leichtes "berschreiten der gesetzlichen GebÅhren bei hohem Streitwert
eine Sittenwidrigkeit ergeben, wenn die gesetzlichen GebÅhren den Aufwand ange-
messen abdecken.6 Daraus folgt, dass der Maßstab der gesetzlichen GebÅhren kein
taugliches Mittel fÅr die Bewertung der Angemessenheit der VergÅtung ist.

Auch das Anbieten einer Erstberatung zum Nulltarif ist zul!ssig.7

Allgemeine Bestimmungen des VergÅtungsrechtes
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3 Palandt/Sprau, Einf. v. 631 Rn 24.
4 BGH, Urt. v. 6.9.2006 – 5 StR 64/06.
5 Beschl. der 51. Tagung der GebÅhrenreferenten der Rechtsanwaltskammern v. 24.9.2005

(http://www.brak.de/fuer-anwaelte/gebuehren-und-honorare/).
6 BGH, Urt. v. 10.11.2006 – IX ZR 119/14, www.bundesgerichtshof.de.
7 BGH, Urt. v. 3.7.2017 – AnwZ(Brfg)42/16, www.bundesgerichtshof.de.
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2. Hinweispflichten

Seit 2010 bestehen fÅr den Rechtsanwalt diverse Hinweispflichten. Von diesen
Pflichten ist bei Abschluss des Vertrages die Hinweispflicht auf im Voraus fest-
gelegte Preise im Rahmen von § 4 Abs. 1 Nr. 1 DL-InfoVO besonders bedeutsam.
Bei Erstberatungen und im Fall der Vereinbarung von FestgebÅhren muss der Man-
dant Åber die zu erwartenden Kosten aufgekl!rt werden. Die Verletzung dieser
Pflicht fÅhrt zwar nicht zur Unwirksamkeit des Vertrages, kann aber den Bußgeld-
tatbestand nach § 146 Abs. 2 Nr. 1 GewO i.V.m. § 6 DL-InfoVO verwirklichen. Der
Bußgeldrahmen betr!gt hier bis zu 1.000,00 EUR.

Bedeutsamer fÅr die anwaltlichen Hinweispflichten ist § 49b Abs. 5 BRAO. Sofern
eine Abrechnung nach Gegenstandswert erfolgt, ist der Mandant vor "bernahme
des Auftrages darauf hinzuweisen. Der Hinweis dient dazu, dass der Mandant die
Auswirkungen des Gegenstandswertes auf die sp!tere GebÅhrenforderung nach-
vollziehen kann.

Es ist offensichtlich, dass der Mandant allein mit diesem Hinweis noch nicht ermit-
teln kann, wie sich sein Auftrag auf die sp!teren Kosten auswirken wird. Die Idee
des Gesetzgebers war hier vielmehr, dem Mandanten, der die Folgen dieser Form
der Abrechnung nicht absch!tzen kann, einen Anlass zu geben, den Anwalt hierzu
zu befragen.8 Gerade weil die Entwicklung der GebÅhren in einem Prozess zu
schwer vorhersehbar ist, ist es notwendig, dem interessierten Mandanten die Me-
chanismen der GebÅhrenabrechnung in GrundzÅgen zu erÇrtern. Der Gesetzgeber
hat aber nicht die erfolgreiche Aufkl!rung Åber diese Mechanismen zur Vorausset-
zung gemacht, sondern dem Mandanten lediglich ein Instrument in die Hand gege-
ben, das Gespr!ch mit dem Anwalt zu suchen.

Die Verletzung dieser Pflichten kann zu einer berufsrechtlichen Ahndung durch die
zust!ndige Kammer fÅhren. Gleichzeitig kann die Unterlassung einer Aufkl!rung
Åber diese Abrechnungsform auch eine Pflichtverletzung im Sinne von § 280 BGB
darstellen, die SchadensersatzansprÅche des Mandanten begrÅndet.9 Dies ist ins-
besondere dann der Fall, wenn der Mandant geltend machen kann, dass er bei
Kenntnis dieses Umstandes den Auftrag nicht oder in anderem Umfang erteilt h!tte.
Die Beweislast sieht die Rechtsprechung hier beim Mandanten. Der Rechtsanwalt
hat allerdings konkret darzulegen, wann und in welcher Weise er den Mandanten
belehrt hat.10

Als Mindestanforderung w!re zu dokumentieren, wann und wie die Belehrung er-
folgt ist. Idealerweise l!sst sich der Rechtsanwalt die Belehrung quittieren. Das Ge-
setz sieht hier vor, dass die entsprechende Belehrung vor Erteilung des Auftrages

A. Grunds!tze der VergÅtung des Rechtsanwalts § 1
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8 BegrÅndung zum KostRModG in BT-Drucks 15/1971, S. 232.
9 Enders, RVG fÅr Anf!nger, Rn 163; BGH, Urt. v. 24.5.2007 – IX ZR 89/06.

10 BGH, Urt. v. 11.10.2007 – IX ZR 105/06.
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zu erfolgen hat. Der Nachweis im Rahmen einer MandatsÅbernahmebest!tigung
w!re also versp!tet. Praktikable LÇsungen w!ren z.B. die Erteilung des Hinweises
in einem vom Mandanten unterzeichneten Aufnahmebogen oder eine Belehrung
auf der Kontaktseite der Internetpr!senz des Rechtsanwaltes. In letzterem Fall soll-
te dem Mandanten in jedem Fall eine Abschrift seiner Anfrage zusammen mit der
entsprechenden Belehrung zugestellt werden. Erfolgt die Anfrage in einem auch
aus anderen GrÅnden zu empfehlenden Double-Opt-in-Verfahren, kÇnnte dies so
gestaltet werden, dass der potentielle Mandant vor Absendung der Anfrage bereits
die Kenntnis der Belehrung best!tigen mÅsste.

Die Unterlassung der Belehrung stellt im Rahmen des Kostenfestsetzungsverfah-
rens nach § 11 RVG gegen den eigenen Mandanten einen außergebÅhrenrechtlichen
materiellen Einwand dar. Dieser hindert die unkomplizierte Festsetzung der Kosten
im vereinfachten Verfahren.

Da die Datenverarbeitung auf Rechnern mittlerweile zum Kanzleialltag gehÇrt,
w!re es weiterhin sinnvoll, den Mandanten darauf hinzuweisen, dass die personen-
bezogenen Daten erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. Insbesondere bei
der Speicherung der Daten auf einem fremden Server w!re darauf hinzuweisen.

Sofern der Mandant die Kommunikation mit elektronischen Mitteln wÅnscht
oder bevorzugt, muss der seit dem 1. Januar 2020 geltende § 2 Abs. 2 S. 5 u. 6
BORA beachtet werden. Grunds!tzlich ist diese Kommunikationsform zul!ssig,
wenn der Mandant diesen Weg vorschl!gt oder den Kontakt auf diesem Weg auf-
nimmt oder ausdrÅcklich zustimmt. Auch nach dieser Vorschrift ist der Mandant
pauschal darauf hinzuweisen, dass diese Kommunikationsformen in der Regel kei-
ne Vertraulichkeit gew!hrleisten. Setzt der Mandant die Kommunikation auf die-
sem Weg dann fort, verstÇßt der Rechtsanwalt jedenfalls nicht gegen die Schwei-
gepflicht. Dennoch sollte der Anwalt Alternativen, wie z.B. die VerschlÅsselung
mittels PGP, die Nutzung des BÅrger-EGVP-Postfaches, die "bersendung von In-
formationen in passwortgeschÅtzten Dateien unter Vereinbarung eines Passwortes,
Kommunikation ausschließlich per Post oder anderes hinzuweisen. Ideal w!re es,
wenn der Mandant gezielt ankreuzt, welche Form der Kommunikation er wÅnscht.

GegenÅber der Rechtsschutzversicherung muss der Rechtsanwalt, der die Kom-
munikation Åbernommen hat, vertrauliche Informationen preisgeben. Auch hier
empfiehlt sich, eine Entbindung von der Schweigepflicht im Auftragsformular zu
regeln.

Inhalt des Anwaltsvertrages kann auch eine Haftungsbeschr!nkung im Rahmen
des § 52 BRAO sein. In individuellen Einzelfallabreden w!re eine Begrenzung auf
250.000,00 EUR – also den Mindestversicherungsbetrag der VermÇgenshaftpflicht-
versicherung – zul!ssig. Bei einer Standarthaftungsbegrenzung im Rahmen von
AGB darf die Haftungsbegrenzung maximal 1.000.000,00 EUR betragen.

Allgemeine Bestimmungen des VergÅtungsrechtes
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3. Muster Anwaltsvertr!ge

Ein Mandantenaufnahmebogen kÇnnte demnach wie folgt aussehen:

tt

Muster 1.1: Mandantenfragebogen

(Der Bogen dient nur der Erfassung Ihrer Daten und stellt noch keine Beauftragung
dar.)

Hinweis: Die erteilten Daten werden elektronisch gespeichert. Die Speicherung
erfolgt ausschließlich zum Zweck der Mandatsbearbeitung einschließlich der Ab-
rechnung. Eine Weitergabe erfolgt nur zum Zweck der Geltendmachung Ihrer An-
sprÅche oder mit Ihrer Zustimmung.

& Ich bin mit der elektronischen Speicherung der Daten nicht einverstanden.

Name:

Vorname:

Geburtsdatum:

Straße: Nr.:

PLZ, Ort:

Kontakt

Telefon:

E-Mail:

Ich bin mir darÅber bewusst, dass die Kommunikation mit E-Mail, SMS, Whats
app und anderem nicht vertraulich ist. Bitte gehen senden Sie mir die Unterlagen
wie folgt zu:

& per E-Mail (unsicher)

& per verschlÅsselter E-Mail (GnuPG– sicher) meinen SchlÅssel erhalten Sie per
E-Mail

& per E-Mail, aber mit passwortgeschÅtztem Anhang. (teilweise sicher)

& das Passwort soll lauten:

& ausschließlich per Post

Bankverbindung

(nur bei Geltendmachung von Geldforderungen)

Kontoinhaber

Bank

IBAN

A. Grunds!tze der VergÅtung des Rechtsanwalts § 1

23

1122



Rechtsschutzversicherung

Versicherung:

Versicherungsnehmer:

Versicherungsnummer:

Selbstbeteiligung: & ja, in HÇhe von & nein

Ich fÅhre auf meine Rech-
nungen Vorsteuer ab

& ja & nein

Ich bin darauf hingewiesen worden, dass die Rechtsanwaltskosten mit Aus-
nahme von Straf- oder Bußgeldsachen oder teilweise auch Sozialgerichtsver-
fahren nach dem Gegenstandswert abgerechnet werden.

& Ich benÇtige dazu keine weiteren Informationen.

Datum Unterschrift

(Ort, Unterschriften)

ss

Der eigentliche Mandatsauftrag kÇnnte so formuliert werden:

tt

Muster 1.2: Mandatsvertrag

Herr/Frau

– Auftraggeber/in –

erteilt an

Rechtsanwalt Claas Lever, Protzgasse 12, 12345 Schlauhausen, Tel. 123456789,
Fax. 123456788, E-Mail: info@c-lever.de (zugelassen bei der Rechtsanwaltskam-
mer MÅnchen, Tal 33, 80331 MÅnchen)

VermÇgenshaftpflichtversicherung bei: PrÅf & Zahl AG, Holzweg 2, 98765 Zaster-
hausen

folgenden Auftrag

Der Auftrag umfasst:

& nur Beratung

& außergerichtliche Vertretung

Allgemeine Bestimmungen des VergÅtungsrechtes
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& gerichtliche Vertretung einschließlich Mahnverfahren

& nur falls außergerichtliche Vertretung erfolglos ist

& nach ausdrÅcklicher Anweisung

& unbedingt

& DurchfÅhrung der Berufung/ Revision und anderer Rechtsmittel

Rechtsschutzversicherung

bei der

Die Deckungszusage & liegt bereits vor/& soll vom Rechtsanwalt eingeholt wer-
den.

Hinweis: Die Einholung der Deckungszusage kann ein vergÅtungspflichtiges Man-
dat darstellen. Die VergÅtung bestimmt sich nach dem Gegenstandswert der sp!-
ter anfallenden Kosten.

Ich entbinde den Rechtsanwalt gegenÅber der Rechtsschutzversicherung hin-
sichtlich aller fÅr die Bearbeitung notwendiger Fakten von der Schweigepflicht.

Haftung und Haftungsbeschr!nkung:

Die Haftung des Rechtsanwaltes auf Ersatz eines durch einfache Fahrl!ssigkeit
verursachten Schadens wird hiermit auf 1.000.000,00 EUR beschr!nkt. Die Haf-
tungsbeschr!nkung gilt nicht fÅr grob fahrl!ssig oder vors!tzlich verursachte
Sch!den und ebenfalls nicht fÅr schuldhaft verursachte Sch!den wegen Verlet-
zung des Lebens, des KÇrpers oder der Gesundheit einer Person.

Abtretung/Aufrechnung:

Der Auftraggeber tritt seine AnsprÅche auf Kostenerstattung gegen die Gegensei-
te, die Staatskasse, den Rechtsschutzversicherer oder Dritte in HÇhe der Forde-
rung des Rechtsanwaltes als Sicherheit an diesen mit der Erm!chtigung ab, die
Abtretung dem Verpflichteten anzuzeigen und die Forderung einzuziehen, soweit
der Auftraggeber mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ger!t oder Antrag
auf ErÇffnung eines Insolvenzverfahrens Åber sein VermÇgen gestellt ist.

Der Rechtsanwalt ist berechtigt, eingehende Betr!ge und sonstige dem Mandan-
ten zustehende Forderungen mit offenen Forderungen zu verrechnen, soweit dies
gesetzlich zul!ssig ist.

Salvatorische Klausel:

Sollte eine oder mehrere dieser Regelungen lÅckenhaft oder unwirksam sein, wird
die Wirksamkeit der Åbrigen Vereinbarung dadurch nicht berÅhrt.

A. Grunds!tze der VergÅtung des Rechtsanwalts § 1
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Erkl!rung zur GebÅhrenberechnung

Der/Die Auftraggeber/in erkl!rt:

„Vor Erteilung des Auftrages ist mir ein Exemplar der allgemeinen Mandats-
bedingungen ausgeh!ndigt und erkl!rt worden, dass die HÇhe der Anwalts-
gebÅhren nach dem Gegenstandswerten der Åbertragenen Angelegenheiten
berechnet wird, soweit es sich dabei nicht um sozialrechtliche oder straf-
rechtliche F!lle oder solche aus dem Recht der Ordnungswidrigkeiten han-
delt.“

(Ort, Unterschriften)

ss

III. Vorschuss

Der wirtschaftlich orientierte Rechtsanwalt ist daran interessiert, die GebÅhrenfor-
derung sicherzustellen. Wichtigstes Instrument ist dabei § 9 RVG. FÅr die entstan-
denen und die voraussichtlich entstehenden GebÅhren und Auslagen kann der
Rechtsanwalt einen angemessenen Vorschuss vom Mandanten fordern.

Der Zeitpunkt der Vorschussforderung ist dabei unerheblich.11 Bei Beauftragung
ist die Vorschussforderung ebenso zul!ssig, wie nach der Erbringung erster Teilleis-
tungen oder nach zeitweisem Stillstand der Mandatsbearbeitung.

Die Nichtzahlung des Vorschusses kann fÅr den Rechtsanwalt Anlass sein, die Nie-
derlegung des Mandates zu prÅfen. Hier ist allerdings FingerspitzengefÅhl gefragt.
So kann die Niederlegung des Mandates erst nach Androhung fÅr den Fall der
Nichtzahlung vorgenommen werden.12

Erfolgt die Rechnungslegung kurz vor einem Gerichtstermin und macht der Rechts-
anwalt kurz vor dem anstehenden Termin deutlich, dass er die weitere Vertretung
von der Zahlung des Vorschusses oder vom Abschluss einer neuen GebÅhrenverein-
barung abh!ngig machen will, so ist die Grenze zur Sittenwidrigkeit Åberschrit-
ten.13 Die KÅndigung zur Unzeit ist unzul!ssig und fÅhrt zu Schadensersatz-
ansprÅchen aus § 280 BGB.

Vor diesem Hintergrund sind Vorschussforderungen zeitlich so zu gestalten, dass
nicht der Eindruck entsteht, der Rechtsanwalt wolle den Mandanten angesichts an-
stehender Termine unter Druck setzen. Die Zahlungsbereitschaft zu Beginn des
Mandates wird ohnehin am grÇßten sein. Diesen Zeitpunkt fÅr die Stellung einer
Vorschussrechnung zu nutzen, dÅrfte in den meisten F!llen unproblematisch sein.

Allgemeine Bestimmungen des VergÅtungsrechtes
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Die Drohung mit der Niederlegung des Mandates ist auch an die Grenzen von Treu
und Glauben gebunden. Der Rechtsanwalt muss widersprÅchliches Verhalten ver-
meiden, indem er den Eindruck vermeidet, dennoch weiterhin fÅr den Mandanten
t!tig zu werden. Die Anforderung von Unterlagen nach der Niederlegungsandro-
hung oder sogar der Niederlegung des Mandates erfÅllt gerade diesen widersprÅch-
lichen Eindruck und fÅhrt zu SchadensersatzansprÅchen des Mandanten.14

Seit dem 1.1.2014 ist auch der im Wege der Prozesskostenhilfe beigeordnete
Rechtsanwalt berechtigt, einen Vorschuss aus der Staatskasse zu verlangen; § 47
Abs. 1 RVG. Die Nichtzahlung berechtigt hier allerdings nicht zur Niederlegung
des Mandates, da die Rechtsgrundlage hier nicht das Vertragsverh!ltnis, sondern
die Beiordnung durch das Gericht ist. Voraussetzung der Niederlegung der An-
waltst!tigkeit ist hier nur die Entbindung von der Beiordnung durch das Gericht.

Die Vorschussleistung im Beratungshilfeverfahren ist nach § 47 Abs. 2 RVG aus-
geschlossen. Daraus folgt, dass die Abrechnung erst nach Beendigung des Man-
dates erfolgen darf. Ebenfalls ausgeschlossen ist die Vorschussforderung eines be-
stellten Prozesspflegers einer nicht prozessf!higen Partei nach § 41 RVG aus der
Staatskasse und die Vorschussforderung auf eine GebÅhr fÅr den Musterkl!ger in
einem Musterverfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz nach
§ 41a Abs. 4 S. 2 RVG.

Außerhalb der genannten Fallgebiete der MandatskÅndigung zur Unzeit und der
Beratungs-, Verfahrens- oder Prozesskostenhilfe kann der Rechtsanwalt seine Leis-
tungen und auch die MandatsÅbernahme durchaus von der Gew!hrung des Vor-
schusses abh!ngig machen.

Das Verlangen eines Vorschusses ist nicht an die Form des § 10 RVG gebunden.15

Dieser verlangt eine nach GebÅhrentatbest!nden aufgeschlÅsselte Rechnung.
Trotzdem fordert § 14 UStG Mindestinhalte, die auch bei der Vorschussrechnung
einzuhalten sind. Die Nichteinhaltung wÅrde hier zumindest bei vorsteuerabzugs-
berechtigten Mandanten zu einem teilweisen ZurÅckbehaltungsrecht in HÇhe der
Umsatzsteuer fÅhren.16

Die HÇhe des Vorschusses richtet sich nach den im jeweiligen Verfahrensabschnitt
zu erwartenden GebÅhren. Diese mÅssen dabei aber nicht hinter den wahrschein-
lich anfallenden GebÅhren zurÅckbleiben. Gegen die Forderung eines Vorschusses
in HÇhe der MittelgebÅhr oder der RegelgebÅhr fÅr die vorgerichtliche T!tigkeit
wird in der Regel nichts einzuwenden sein.

A. Grunds!tze der VergÅtung des Rechtsanwalts § 1
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